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Öffentliche Zustellung eines Bußgeldbescheides 

 
Der gegen Fatma Kurt, Warthestr. 7, 49661 
Cloppenburg, unter dem Aktenzeichen 32-
32.4.006215113/44 am 09.03.2016 erlassene 
Bußgeldbescheid konnte nicht zugestellt werden, 
da der derzeitige Aufenthaltsort der Empfängerin 
nicht zu ermitteln und eine Zustellung an einen 
Vertreter oder Zustellungsbevollmächtigten nicht 
möglich ist. 
 
Der Bußgeldbescheid vom 09.03.2016 wird hier-
mit nach § 10 des Verwaltungszustellungsgeset-
zes für das Land Nordrhein-Westfalen (LZG NRW) 
öffentlich zugestellt. 
 
Der Bußgeldbescheid gilt als zugestellt, wenn seit 
dem Tag der Bekanntmachung beziehungsweise 
seit der Veröffentlichung der Benachrichtigung 
zwei Wochen vergangen sind (§ 10 Abs. 2 letzter 
Satz LZG NRW). Nach Zustellung kann innerhalb 
von zwei Wochen Einspruch erhoben werden. 
Es werden damit Fristen in Gang gesetzt, nach 
deren Ablauf Rechtsverluste drohen können. 
 
Der Bußgeldbescheid kann von der Betroffenen 
beim Oberbürgermeister der Stadt Mülheim an 
der Ruhr, Ordnungsamt (Bußgeldstelle), Am Rat-
haus 1, Zimmer C.233, eingesehen werden. 
 
 Mülheim an der Ruhr, den 09.03.2016 
 
 Der Oberbürgermeister 
 I. A. 
 
 K n a p p e n 
 
 
 
 

Öffentliche Zustellung eines Bußgeldbescheides 
 
Der gegen Hilbert Niks, Bakkersveen Weg 36, 
07676 Westenhaar, NL, unter dem Aktenzeichen 
32-32.4.005192342/45 am 09.02.2016 erlassene 
Bußgeldbescheid konnte nicht zugestellt werden, 
da eine Zustellung im Ausland nicht möglich ist 
oder keinen Erfolg verspricht. 
 
Der Bußgeldbescheid vom 09.02.2016 wird hier-
mit nach § 10 des Verwaltungszustellungsgeset-
zes für das Land Nordrhein-Westfalen (LZG NRW) 
öffentlich zugestellt. 
 
Der Bußgeldbescheid gilt als zugestellt, wenn seit 
dem Tag der Bekanntmachung beziehungsweise 
seit der Veröffentlichung der Benachrichtigung 
zwei Wochen vergangen sind (§ 10 Abs. 2 letzter 
Satz LZG NRW). Nach Zustellung kann innerhalb 
von zwei Wochen Einspruch erhoben werden. 
Es werden damit Fristen in Gang gesetzt, nach 
deren Ablauf Rechtsverluste drohen können. 
 
Der Bußgeldbescheid kann von dem Betroffenen 
beim Oberbürgermeister der Stadt Mülheim an 
der Ruhr, Ordnungsamt (Bußgeldstelle), Am Rat-
haus 1, Zimmer C.208, eingesehen werden. 
 
 Mülheim an der Ruhr, den 14.03.2016 
 
 Der Oberbürgermeister 
 I. A. 
 
 G a h r 
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Öffentliche Zustellung eines Bußgeldbescheides 
 
Der gegen Ruva Demir, Feldstr. 104, 45476 Mül-
heim an der Ruhr, unter dem Aktenzeichen 32-
32.4.005192505/43 am 29.02.2016 erlassene 
Bußgeldbescheid konnte nicht zugestellt werden, 
da der derzeitige Aufenthaltsort des Empfängers 
nicht zu ermitteln und eine Zustellung an einen 
Vertreter oder Zustellungsbevollmächtigten nicht 
möglich ist. 
 
Der Bußgeldbescheid vom 29.02.2016 wird hier-
mit nach § 10 des Verwaltungszustellungsgeset-
zes für das Land Nordrhein-Westfalen (LZG NRW) 
öffentlich zugestellt. 
 
Der Bußgeldbescheid gilt als zugestellt, wenn seit 
dem Tag der Bekanntmachung beziehungsweise 
seit der Veröffentlichung der Benachrichtigung 
zwei Wochen vergangen sind (§ 10 Abs. 2 letzter 
Satz LZG NRW). Nach Zustellung kann innerhalb 
von zwei Wochen Einspruch erhoben werden. 
Es werden damit Fristen in Gang gesetzt, nach 
deren Ablauf Rechtsverluste drohen können. 
 
Der Bußgeldbescheid kann von dem Betroffenen 
beim Oberbürgermeister der Stadt Mülheim an 
der Ruhr, Ordnungsamt (Bußgeldstelle), Am Rat-
haus 1, Zimmer C.233, eingesehen werden. 
 
 Mülheim an der Ruhr, den 14.03.2016 
 
 Der Oberbürgermeister 
 I. A. 
 
 T r o m m e r s h a u s e n 
 
 
 
Öffentliche Zustellung eines Bußgeldbescheides 

 
Der gegen Okan Keskin, Muhrenkamp 44, 45468 
Mülheim an der Ruhr, unter dem Aktenzeichen 
32-32.4.000839033/37  am 09.03.2016 erlasse-
ne Bußgeldbescheid konnte nicht zugestellt wer-
den, da der derzeitige Aufenthaltsort des Emp-
fängers nicht zu ermitteln und eine Zustellung an 
einen Vertreter oder Zustellungsbevollmächtigten 
nicht möglich ist. 
 
Der Bußgeldbescheid vom 09.03.2016 wird hier-
mit nach § 10 des Verwaltungszustellungsgeset-
zes für das Land Nordrhein-Westfalen (LZG NRW) 
öffentlich zugestellt. 
 
Der Bußgeldbescheid gilt als zugestellt, wenn seit 
dem Tag der Bekanntmachung beziehungsweise 
seit der Veröffentlichung der Benachrichtigung 

zwei Wochen vergangen sind (§ 10 Abs. 2 letzter 
Satz LZG NRW). Nach Zustellung kann innerhalb 
von zwei Wochen Einspruch erhoben werden. 
Es werden damit Fristen in Gang gesetzt, nach 
deren Ablauf Rechtsverluste drohen können. 
 
Der Bußgeldbescheid kann von dem Betroffenen 
beim Oberbürgermeister der Stadt Mülheim an 
der Ruhr, Ordnungsamt (Bußgeldstelle), Am Rat-
haus 1, Zimmer C.236, eingesehen werden. 
 
 Mülheim an der Ruhr, den 16.03.2016 
 
 Der Oberbürgermeister 
 I. A. 
 
 Z y m e r i 
 
 
 
Öffentliche Zustellung eines Bußgeldbescheides 

 
Der gegen Thomas Eitel, Kämpchenstr. 44, 
45468 Mülheim an der Ruhr, unter dem Akten-
zeichen 32-32.4.006217270/64 am 15.03.2016 
erlassene Bußgeldbescheid konnte nicht zuge-
stellt werden, da der derzeitige Aufenthaltsort 
des Empfängers nicht zu ermitteln und eine Zu-
stellung an einen Vertreter oder Zustellungsbe-
vollmächtigten nicht möglich ist. 
 
Der Bußgeldbescheid vom 15.03.2016 wird hier-
mit nach § 10 des Verwaltungszustellungsgeset-
zes für das Land Nordrhein-Westfalen (LZG NRW) 
öffentlich zugestellt. 
 
Der Bußgeldbescheid gilt als zugestellt, wenn seit 
dem Tag der Bekanntmachung beziehungsweise 
seit der Veröffentlichung der Benachrichtigung 
zwei Wochen vergangen sind (§ 10 Abs. 2 letzter 
Satz LZG NRW). Nach Zustellung kann innerhalb 
von zwei Wochen Einspruch erhoben werden. 
Es werden damit Fristen in Gang gesetzt, nach 
deren Ablauf Rechtsverluste drohen können. 
 
Der Bußgeldbescheid kann von dem Betroffenen 
beim Oberbürgermeister der Stadt Mülheim an 
der Ruhr, Ordnungsamt (Bußgeldstelle), Am Rat-
haus 1, Zimmer C.206, eingesehen werden. 
 
 Mülheim an der Ruhr, den 15.03.2016 
 
 Der Oberbürgermeister 
 I. A. 
 
 K o w a l s k i 
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Öffentliche Zustellung eines Bußgeldbescheides 
 
Der gegen Sonja Saitovic, Fünter Weg 30, 45472 
Mülheim an der Ruhr, unter dem Aktenzeichen 
32-32.4.005193695/25 am 15.03.2016 erlassene 
Bußgeldbescheid konnte nicht zugestellt werden, 
da der derzeitige Aufenthaltsort des Empfängers 
nicht zu ermitteln und eine Zustellung an einen 
Vertreter oder Zustellungsbevollmächtigten nicht 
möglich ist. 
Der Bußgeldbescheid vom 15.03.2016 wird hier-
mit nach § 10 des Verwaltungszustellungsgeset-
zes für das Land Nordrhein-Westfalen (LZG NRW) 
öffentlich zugestellt. 
Der Bußgeldbescheid gilt als zugestellt, wenn seit 
dem Tag der Bekanntmachung beziehungsweise 
seit der Veröffentlichung der Benachrichtigung 
zwei Wochen vergangen sind (§ 10 Abs. 2 letzter 
Satz LZG NRW). Nach Zustellung kann innerhalb 
von zwei Wochen Einspruch erhoben werden. 
Es werden damit Fristen in Gang gesetzt, nach 
deren Ablauf Rechtsverluste drohen können. 
Der Bußgeldbescheid kann von dem Betroffenen 
beim Oberbürgermeister der Stadt Mülheim an 
der Ruhr, Ordnungsamt (Bußgeldstelle), Am Rat-
haus 1, Zimmer C.206, eingesehen werden. 
 
 Mülheim an der Ruhr, den 15.03.2016 
 
 Der Oberbürgermeister 
 I. A. 
 
 H e i l m a n n 

 
 

Öffentliche Zustellung 
eines Rückforderungsbescheides 

 
Der an Zorica Machalett, zuletzt wohnhaft gewe-
sen Marienplatz 18 in 45476 Mülheim an der 
Ruhr, zuzustellende Rückforderungsbescheid vom 
18.02.2016 (Aktenzeichen: 50-742/100681/65) 
konnte nicht zugestellt werden, da der jetzige 
Aufenthalt der Empfängerin unbekannt ist.  
Der Rückforderungsbescheid gem. § 22 Abs. 8 
Sozialgesetzbuch Zweites Buch (SGB II) wird 
hiermit nach § 15 Abs. 2 des 
Verwaltungszustellungsgesetzes zugestellt. 
Er kann bei der Sozialagentur Mülheim an der 
Ruhr, Epinghofer Str. 50 in 45468 Mülheim an 
der Ruhr, Herr Enskat, eingesehen werden. 

 
Mülheim an der Ruhr, den 17.03.2016 

 
 Der Oberbürgermeister 
 I. A. 
 
  D r.  N e u b a u e r 

Öffentliche Zustellung 
eines Rücknahme-/Rückforderungsbescheides 

 
Der an Jörg Schwartzer, geb. 29.09.1966, zuletzt 
wohnhaft gewesen Markomannenstr. 16 in 45479 
Mülheim an der Ruhr, zuzustellende Rücknahme-
/Rückforderungsbescheid vom 18.02.2016 (Ak-
tenzeichen: 50-711/82125/08) konnte nicht 
zugestellt werden, da der jetzige Aufenthalt des 
Empfängers unbekannt ist.  
 
Der Rücknahme-/Rückforderungsbescheid gem. 
§§ 48, 50 Sozialgesetzbuch Zehntes Buch (SGB 
X) wird hiermit nach § 15 Abs. 2 des 
Verwaltungszustellungsgesetzes zugestellt. 
 
Er kann bei der Sozialagentur Mülheim an der 
Ruhr, Löhberg 72 in 45468 Mülheim an der Ruhr, 
Frau Kämmerer, Zi. 201, eingesehen werden. 

 
Mülheim an der Ruhr, den 09.03.2016 

 
 Der Oberbürgermeister 
 I. A. 
 
 K ä m m e r e r 
 
 
 

Öffentliche Zustellung 
eines Rückforderungsbescheides 

 
Der an Jan-Niklas Moestchen, zuletzt wohnhaft 
gewesen Lämerstr. 8 in 57039 Köln, zuzustellen-
de Rückforderungsbescheid vom 03.03.2016 (Ak-
tenzeichen: 50-711/108811/E6) konnte nicht 
zugestellt werden, da der jetzige Aufenthalt des 
Empfängers unbekannt ist.  
 
Der Rücknahme-/Rückforderungsbescheid gem. § 
50 Sozialgesetzbuch Zehntes Buch (SGB X) wird 
hiermit nach § 15 Abs. 2 des Verwaltungs-
zustellungsgesetzes zugestellt. 
 
Er kann bei der Sozialagentur Mülheim an der 
Ruhr, Löhberg 72 in 45468 Mülheim an der Ruhr, 
Frau Immand, Zi. 203, eingesehen werden. 

 
Mülheim an der Ruhr, den 14.03.2016 

 
 Der Oberbürgermeister 
 I. A. 
 
 I m m a n d 
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Öffentliche Bekanntmachung der öffentlichen Auslegungen einer Änderung des Regionalen 

Flächennutzungsplanes der Planungsgemeinschaft Städteregion Ruhr der Städte Bochum, 

Essen, Gelsenkirchen, Herne, Mülheim an der Ruhr und Oberhausen 

Die Änderung bezieht sich auf einen Bereich in der Stadt Essen. 

 

Der Rat der Stadt Mülheim an der Ruhr hat am 10.03.2016 beschlossen:  

 

1. die Ergebnisse aus der frühzeitigen Beteiligung der Öffentlichkeit sowie der Behörden und sonstigen 

Träger öffentlicher Belange (Anregungen und diesbezügliche Stellungnahmen der Verwaltung) zur 

Kenntnis zu nehmen und 

2. auf der Grundlage des Planentwurfs die öffentliche Auslegung und Beteiligung der öffentlichen Stellen 

und sonstigen Träger öffentlicher Belange für das folgende Änderungsverfahren zum RFNP durchzufüh-

ren: 

- 21 E Hammer Straße / Overhammshof (Erstaufnahmeeinrichtung)  

 

Die Beteiligung der Öffentlichkeit erfolgt gem. § 3 Abs. 2 Baugesetzbuch (BauGB), die Beteiligung der öf-

fentlichen Stellen, Behörden und sonstigen Träger öffentlicher Belange gem. § 4 Abs. 2 BauGB jeweils 

i.V.m. § 13 Abs. 1 Landesplanungsgesetz Nordrhein-Westfalen (LPlG NRW) sowie § 10 Raumordnungsge-

setz (ROG).  

Die Öffentlichkeit sowie die öffentlichen Stellen, Behörden und sonstigen Träger öffentlicher Belange kön-

nen innerhalb einer Frist von einem Monat Stellungnahmen zum ausliegenden Änderungsentwurf abge-

ben. 

Die Änderung des Regionalen Flächennutzungsplanes hat Auswirkungen auf die Umwelt. Daher ist im 

Rahmen des o.g. Änderungsverfahrens gemäß § 9 ROG i. V. m. § 2 Abs. 4 BauGB eine Umweltprüfung 

(UP) durchgeführt und ein Umweltbericht erstellt worden. 

Neben dem Planentwurf mit beigefügter Begründung enthält insbesondere der Umweltbericht nach Maß-

gabe der Anlage 1 zum BauGB umweltbezogene Informationen zu den Umweltschutzgütern i.S. des § 1 

Abs. 6 Nr. 7 BauGB: 

- Tiere, Pflanzen, biologische Vielfalt, Landschaft 

- Boden 

- Wasser 

- Luft 

- Klima 

- Mensch, Gesundheit, Bevölkerung 

- Kultur- und Sachgüter 

- Wechselwirkungen 
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Darüber hinaus sind die folgenden Dokumente verfügbar, die umweltbezogene Informationen enthalten: 

 

Änderungsverfahren 21 E: 

 

Art der vorhande-

nen Information 

Urheber Thematischer Bezug  

eine Stellungnahme 

von Behörden und 

sonstigen Trägern öf-

fentlicher Belange 

Bezirksregierung 

Arnsberg 

 

Hinweis zu bergbaulichen Verhältnis-

sen: Lage über Steinkohle-

Bergwerksfeld "Kaiserin Augusta" 

und dem Feld der Erlaubnis zu ge-

werblichen Zwecken "Ruhr (Recht 

zur Aufsuchung des Bodenschatzes 

"Kohlenwasserstoff") 

 

zwei Fachgutachten Umweltbüro Essen, 

Bolle und Partner GbR; 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

AiR Ingenieurbüro 

GmbH 

Landschaftspflegerischer Fachbeitrag 

mit integrierter Artenschutzprüfung: 

Verkleinerung LSG um 3,4 ha. Ge-

genüber Realzustand und bez. auf 

Schutzzweck keine erheblichen Ver-

schlechterungen; keine Auswirkung 

auf geschützten Biotop. 

Nach artenschutzrechtlicher Vorprü-

fung (Stufe 1) keine Hinweise auf 

Vorkommen verfahrenskritischer Ar-

ten im Plangebiet und seiner Umge-

bung. 

 

Lärmschutzgutachten: Unterschrei-

tung der gem. TA Lärm an der um-

liegenden Wohnbebauung ange-

nommenen Immissionsrichtwerte in 

der Tages- und Nachtzeit (Betrieb 

der Anlage und zugeordneten Kfz-

Verkehr außerhalb). 
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Die Planunterlagen (Entwurf des Änderungsplans, Begründung, Umweltbericht, Abwägungssynopse) sowie 

die nach Einschätzung der Gemeinden der Planungsgemeinschaft wesentlichen, bereits vorliegenden um-

weltbezogenen Stellungnahmen liegen in der Zeit  

 

vom 25.04. bis 25.05.2016 (einschließlich)  

 

in den Städten der Planungsgemeinschaft öffentlich aus. 

In der Stadt Mülheim an der Ruhr können sie an den behördlichen Arbeitstagen wie folgt eingesehen wer-

den: 

Amt für Stadtplanung, Bauaufsicht und Stadtentwicklung: Technisches Rathaus, Hans-Böckler-Platz 5, 19. 

Etage, rechte Flurseite, 

Öffnungszeiten: 

montags bis mittwochs: 7.30 Uhr – 15:30 Uhr, 

donnerstags: 8.00 Uhr – 17:00 Uhr 

sowie freitags von 8.00 Uhr  - 12.30 Uhr 

 

Die Orte für die öffentlichen Auslegungen in den anderen Städten der Planungsgemeinschaft sind den dor-

tigen Bekanntmachungen und den Internetseiten der Städteregion Ruhr (http://www.staedteregion-

ruhr-2030.de/cms/aenderungsverfahren.html) zu entnehmen oder bei der Geschäftsstelle Regiona-

ler Flächennutzungsplan in Essen (Tel.: (0201) 88 61-210/-212) zu erfragen. Auskunft zum Änderungs-

verfahren erteilen in der Stadt Mülheim an der Ruhr  

Felix Blasch, Tel. 0208/455-6130, Technisches Rathaus, 19. Etage, linke Flurseite  und  

Wolfgang Mohr, Tel. 0208/455-6112, Technisches Rathaus, 19. Etage, rechte Flurseite. 

 

Alle Planunterlagen sowie die Beschlussvorlage können auch auf den Internetseiten der Städteregion Ruhr 

eingesehen werden. 

Stellungnahmen zum Entwurf des Änderungsplans, zur Begründung und zum Umweltbericht können wäh-

rend der Auslegungsfrist bis zum 25.05.2016 (einschließlich) schriftlich oder zur Niederschrift 

 bei der Stadt Essen, Amt für Stadtplanung und Bauordnung, Geschäftsstelle Regionaler Flächennut-

zungsplan, Lindenallee 10 (Deutschlandhaus), 45121 Essen, 

 bei der Stadt Mülheim, Amt für Stadtplanung, Bauaufsicht und Stadtentwicklung: Technisches Rat-

haus, Hans-Böckler-Platz 5, 19. Etage, rechte Flurseite, 

 oder bei einer der anderen Planungsstädte abgegeben werden. 



 

 
 
 

119 
 
 
 

Stellungnahmen, die im Verfahren der Öffentlichkeits- und Behördenbeteiligung nicht rechtzeitig abgege-

ben worden sind, können bei der Beschlussfassung über den Bauleitplan unberücksichtigt bleiben, sofern 

die Gemeinde deren Inhalt nicht kannte und nicht hätte kennen müssen und deren Inhalt für die Recht-

mäßigkeit des Bauleitplans nicht von Bedeutung ist. 

Die fristgemäß abgegebenen Stellungnahmen werden geprüft und das Ergebnis mitgeteilt. Haben mehr als 

50 Personen Stellungnahmen mit im Wesentlichen gleichem Inhalt abgegeben, kann die Mitteilung 

dadurch ersetzt werden, dass diesen Personen die Einsicht in das Ergebnis bei der Stadt Mülheim, Amt für 

Stadtplanung, Bauaufsicht und Stadtentwicklung im Technischen Rathaus, während der Dienststunden 

ermöglicht wird.  

Die Namen der Personen, die eine Stellungnahme abgeben, werden in den Drucksachen für die öffentli-

chen Sitzungen des Rates, der Ausschüsse und der Bezirksvertretung  nicht aufgeführt, d. h. es erfolgt 

grundsätzlich eine anonymisierte Wiedergabe der Stellungnahme. Die personenbezogenen Daten werden 

nur für Zwecke weiter verarbeitet, für die sie erhoben bzw. erstmals gespeichert worden sind (§ 13 Abs.1 

Datenschutzgesetz Nordrhein-Westfalen). 

Es wird darauf hingewiesen, dass ein Normenkontrollantrag gegen die RFNP-Änderung 21 E (Hammer 

Straße / Overhammshof (Erstaufnahmeeinrichtung) (gem. § 47 Abs. 2a Verwaltungsgerichtsordnung 

VwGO) unzulässig ist, wenn die den Antrag stellende Person nur Einwendungen geltend macht, die sie im 

Rahmen dieser öffentlichen Auslegung (nach § 3 Abs. 2 BauGB) nicht oder verspätet geltend gemacht hat, 

aber hätte geltend machen können. 

Dieses wird hiermit öffentlich bekannt gemacht. 

 

 Mülheim an der Ruhr, den 22.03.2016 
 
 Der Oberbürgermeister 
 
 U l r i c h  S c h o l t e n 
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B e k a n n t m a c h u n g 
 

Aufhebung des Aufstellungsbeschlusses der Bebauungspläne  

„Innenstadt (Ost)“ (Verfahrensbezeichnung: Innenstadt 1) 

 
vom 22.03.2016 

 
 
 

I 
 
Der Rat der Stadt hat am 10.03.2016 die Aufhebung des Aufstellungsbeschlusses für die Bebauungspläne 

„Innenstadt (Ost)“ (Verfahrensbezeichnung: Innenstadt 1) vom 14.10.19968 beschlossen. 

 
 

II 
 
Der räumliche Geltungsbereich des o.g. Beschlusses ist dem mitveröffentlichten Übersichtsplan zu ent-

nehmen. 
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Bekanntmachungsanordnung: 

Der vorstehende Beschluss wird hiermit gemäß § 2 Abs. 1 Satz 2 und § 1 Abs. 8 des Baugesetzbuches in 

der Fassung der Bekanntmachung vom 23.09.2004 (BGBl. I S. 2414), zuletzt geändert durch Gesetz vom 

20.10.2015 (BGBl. I S. 1722), in Verbindung mit § 52 Abs. 2 und 3 der Gemeindeordnung für das Land 

Nordrhein-Westfalen in der Fassung der Bekanntmachung vom 14.07.1994 (GV. NRW. S. 666), zuletzt 

geändert durch Gesetz vom 25.06.2015 (GV. NRW. 2015 S. 496) und § 2 Abs. 4 Nr. 1 der Bekanntma-

chungsverordnung (BekanntmVO), öffentlich bekanntgemacht. 

 

Gemäß § 2 Abs. 4 Nr. 3 der BekanntmVO i.V.m. § 7 Abs. 6 GO wird darauf hingewiesen, dass eine Verlet-

zung von Verfahrens- oder Formvorschriften der Gemeindeordnung für das Land Nordrhein-Westfalen 

(GO) beim Zustandekommen dieses Beschlusses nach Ablauf eines Jahres nicht mehr geltend gemacht 

werden kann, es sei denn 

 

a) eine vorgeschriebene Genehmigung fehlt oder ein vorgeschriebenes Anzeigeverfahren wurde nicht 

durchgeführt, 

 
b) dieser Beschluss ist nicht ordnungsgemäß öffentlich bekanntgemacht worden, 

 

c) der Oberbürgermeister hat den Beschluss des Rates vorher beanstandet oder 

 

d)  der Form- oder Verfahrensmangel ist gegenüber der Stadt Mülheim an der Ruhr vorher gerügt und 

dabei die verletzte Rechtsvorschrift und die Tatsache bezeichnet worden, die den Mangel ergibt. 

 

 

  Mülheim an der Ruhr, den 22.03.2016 

  Der Oberbürgermeister 

 U l r i c h  S c h o l t e n 
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B e k a n n t m a c h u n g 
 

Aufhebung des Einleitungs- und des Auslegungsbeschlusses 

für den Bebauungsplan „Frohnhauser Weg – E 7“ 

 

 
vom 22.03.2016 

 
 
 

I 
 
Der Rat der Stadt hat am 10.03.2016 die Aufhebung des Einleitungsbeschlusses vom 04.04.1974 und des 

Auslegungsbeschlusses vom 09.03.1978 für den Bebauungsplan „Frohnhauser Weg – E 7“ beschlossen. 

 

 

II 

 

Der räumliche Geltungsbereich des o.g. Beschlusses ist dem mitveröffentlichten Übersichtsplan zu ent-

nehmen. 
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Bekanntmachungsanordnung: 

Der vorstehende Beschluss wird hiermit gemäß § 2 Abs. 1 Satz 2 und § 1 Abs. 8 des Baugesetzbuches in 

der Fassung der Bekanntmachung vom 23.09.2004 (BGBl. I S. 2414), zuletzt geändert durch Gesetz vom 

20.10.2015 (BGBl. I S. 1722), in Verbindung mit § 52 Abs. 2 und 3 der Gemeindeordnung für das Land 

Nordrhein-Westfalen in der Fassung der Bekanntmachung vom 14.07.1994 (GV. NRW. S. 666), zuletzt 

geändert durch Gesetz vom 25.06.2015 (GV. NRW. 2015 S. 496) und § 2 Abs. 4 Nr. 1 der Bekanntma-

chungsverordnung (BekanntmVO), öffentlich bekanntgemacht. 

 

Gemäß § 2 Abs. 4 Nr. 3 der BekanntmVO i.V.m. § 7 Abs. 6 GO wird darauf hingewiesen, dass eine Verlet-

zung von Verfahrens- oder Formvorschriften der Gemeindeordnung für das Land Nordrhein-Westfalen 

(GO) beim Zustandekommen dieses Beschlusses nach Ablauf eines Jahres nicht mehr geltend gemacht 

werden kann, es sei denn 

 

a) eine vorgeschriebene Genehmigung fehlt oder ein vorgeschriebenes Anzeigeverfahren wurde nicht 

durchgeführt, 

 

b) dieser Beschluss ist nicht ordnungsgemäß öffentlich bekanntgemacht worden, 

 

c) der Oberbürgermeister hat den Beschluss des Rates vorher beanstandet oder 

 

d)  der Form- oder Verfahrensmangel ist gegenüber der Stadt Mülheim an der Ruhr vorher gerügt und 

dabei die verletzte Rechtsvorschrift und die Tatsache bezeichnet worden, die den Mangel ergibt. 

 

 

   Mülheim an der Ruhr, den 22.03.2016 
    
  Der Oberbürgermeister 
  
 U l r i c h  S c h o l t e n 
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B e k a n n t m a c h u n g 
 
 

 Einleitung eines Verfahrens zur Aufstellung des 

 Bebauungsplanes „Wertgasse/Schulstraße – Inn 36“ 

 Aufhebung des Einleitungsbeschlusses für den Bebauungsplan „Schulstraße/Biesenbach – 

Innenstadt 29“ 

 

vom 21.03.2016 

 

 

I 

 

Der Planungsausschuss hat in seiner Sitzung am 01.03.2016 folgende Beschlüsse gefasst: 

 

„Der Planungsausschuss beschließt gemäß § 2 Abs. 1 BauGB die Aufstellung des Bebauungsplanes „Wert-

gasse/Schulstraße – Inn 36“ in Anwendung des beschleunigten Verfahrens nach § 13 a BauGB; der Gel-

tungsbereich ist in dem zur Vorlage gehörenden Plan (Anlage 2) gekennzeichnet. 

Der Planungsausschuss beschließt weiterhin, den Einleitungsbeschluss des Bebauungsplanes „Schulstra-

ße/Biesenbach – Innenstadt 29“ vom 14.09.2001 (Drucksache Nr.: V 01/0580-01) aufzuheben. Der Be-

reich ist in dem zur Vorlage gehörenden Plan (Anlage 3) dargestellt. 

Der Planungsausschuss nimmt zur Kenntnis, dass das Plangebiet im Geltungsbereich der rechtskräftigen 

Bebauungspläne „Schulstraße (Innenstadt 3)“ vom 23.01.1968, „Kettwiger Straße/Wertgasse (Innenstadt 

15)“ vom 21.12.1981 und „Kettwiger Straße/Wertgasse – Inn 15/I“ vom 25.08.1989 liegt. Sobald der Be-

bauungsplan in Kraft tritt, wird dieses alte Recht, soweit es sich auf das Plangebiet bezieht, nicht mehr 

angewandt bzw. aufgehoben. 

Der Planungsausschuss beschließt die Durchführung der frühzeitigen Öffentlichkeitsbeteiligung gemäß § 3 

Abs. 1 BauGB für die Dauer von vier Wochen. Hierzu wird den Bürgerinnen und Bürgern Gelegenheit zur 

Information und zu Einzelgesprächen gegeben. Die Anhörung der Bürgerinnen und Bürger ist zusätzlich im 

Rahmen einer Öffentlichkeitsversammlung durchzuführen. Ziele und Zwecke der Planung sowie der Zeit-

raum der Öffentlichkeitsbeteiligung werden im Amtsblatt bekannt gemacht. Die Unterlagen sind für einen 

Zeitraum von vier Wochen im Technischen Rathaus (Hans-Böckler-Platz 5) auszuhängen. Die Verwaltung 

wird eine Zusammenfassung der frühzeitigen Öffentlichkeitsbeteiligung den Mitgliedern der Bezirksvertre-

tung und des Planungsausschusses im Rahmen des Beschlusses zur öffentlichen Auslegung zuleiten. 

Die Verwaltung wird beauftragt,  einen unter Berücksichtigung der Erkenntnisse der frühzeitigen Öffent-

lichkeitsbeteiligung sowie der Ergebnisse der frühzeitigen Beteiligung der Behörden und sonstigen Träger 

öffentlicher Belange erarbeiteten Bebauungsplanentwurf dem Planungsausschuss zum Auslegungsbe-

schluss vorzulegen. 
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Die Entscheidung über die Zulässigkeit von Vorhaben im Gebiet des vorgesehenen Bebauungsplanes ist 

gemäß § 15 BauGB auszusetzen, soweit zu befürchten ist, dass die Durchführung der Planung durch das 

Vorhaben unmöglich gemacht oder wesentlich erschwert werden würde.“ 

 

 

 
II 

 

Der räumliche Geltungsbereich des aufgehobenen Bebauungsplanes „Schulstraße/Biesenbach - Innenstadt 

29“ ist dem mitveröffentlichten Übersichtsplan zu entnehmen. 

Der Zielplan über die Einleitung des Bebauungsplanes „Wertgasse/Schulstraße – Inn 36“ wird unter Darle-

gung der Planungsziele in der Bekanntmachung der Öffentlichkeitsbeteiligung veröffentlicht. 
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III 

 
Bekanntmachungsanordnung: 

Die vorstehenden Beschlüsse werden hiermit gemäß § 2 Absatz 1 Satz 2 des Baugesetzbuches in der Fas-

sung der Bekanntmachung vom 23.09.2004 (BGBl. I S. 2414), zuletzt geändert durch das Gesetz vom 

20.10.2015 (BGBl. I S. 1722) in Verbindung mit § 52 Abs. 2 der Gemeindeordnung für das Land Nord-

rhein-Westfalen in der Fassung der Bekanntmachung vom 14.07.1994 (GV. NRW. S. 666), zuletzt geän-

dert durch Gesetz vom 25.06.2015 (GV. NRW. 2015 S. 496) und § 2 Abs. 4 Nr. 1 der Bekanntmachungs-

verordnung (BekanntmVO), öffentlich bekannt gemacht. 

 

Gemäß § 2 Abs. 4 Nr. 3 der BekanntmVO i.V.m. § 7 Abs. 6 GO wird darauf hingewiesen, dass eine Verlet-

zung von Verfahrens- oder Formvorschriften der Gemeindeordnung für das Land Nordrhein-Westfalen (GO 

NRW) beim Zustandekommen dieser Beschlüsse nach Ablauf eines Jahres nicht mehr geltend gemacht 

werden kann, es sei denn 

 

a) eine vorgeschriebene Genehmigung fehlt oder ein vorgeschriebenes Anzeigeverfahren wurde nicht 

durchgeführt, 

 

b) diese Beschlüsse sind nicht ordnungsgemäß öffentlich bekannt gemacht worden, 

 

c) der Oberbürgermeister hat die Beschlüsse des Planungsausschusses vorher beanstandet oder 

 

d) der Form- oder Verfahrensmangel ist gegenüber der Stadt Mülheim an der Ruhr vorher gerügt und da-

bei ist die verletzte Rechtsvorschrift und die Tatsache bezeichnet worden, die den Mangel ergibt. 

 
 

  
 Mülheim an der Ruhr, den 21.03.2016 
 
 Der Oberbürgermeister 
 
 U l r i c h  S c h o l t e n 
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B e k a n n t m a c h u n g 
 

Öffentlichkeitsbeteiligung für den 

Bebauungsplan „Wertgasse/Schulstraße - Inn 36“ 

 

I 

 

Der Planungsausschuss hat in seiner Sitzung am 01.03.2016 beschlossen, bei der Öffentlichkeitsbeteili-

gung gemäß § 3 Abs. 1 des Baugesetzbuches (BauGB) für den Bebauungsplan „Wertgasse/Schulstraße - 

Inn 36“ folgende in Zeichnung und Text angegebenen allgemeinen Ziele und Zwecke der Planung öffent-

lich darzulegen: 

 

Um für das Klinikum auch in den nächsten Jahrzehnten ein wirtschaftlich tragfähiges medizinisches 

Versorgungskonzept zu sichern, sind entsprechende bauliche Entwicklungsperspektiven erforderlich. Diese 

sind auf der Basis des geltenden Planungsrechtes nicht darstellbar. 

Es besteht somit ein Planerfordernis, die städtebaulichen Ziele für das Klinikumgelände über den 

Bebauungsplan "Wertgasse / Schulstraße - Inn 36" neu zu fassen. Hierbei sollen folgende Projekte 

realisiert werden: 

Rückbau alter Gebäudeteile, Neubau einer OP-Abteilung, Errichtung eines Ärztehauses und Bau eines 

Parkhauses  
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II 

 
Aushang und Beteiligung der Öffentlichkeit 

 
Zeichnung und Text über die allgemeinen Ziele und Zwecke und voraussichtlichen Auswirkungen der Pla-

nung werden in der Zeit vom 04.04.2016 bis einschließlich 02.05.2016 

im Amt für Stadtplanung, Bauaufsicht und Stadtentwicklung ausgehängt. 

 

Zur Beteiligung der Öffentlichkeit stehen 

 

montags bis mittwochs: von 7.30 Uhr bis 15.30 Uhr 

donnerstags:   von 8.00 Uhr bis 17.00 Uhr sowie 

freitags:   von 8.00 Uhr bis 12.30 Uhr 

 

Dienstkräfte des Amtes für Stadtplanung, Bauaufsicht und Stadtentwicklung im Technischen Rathaus, 

Hans-Böckler-Platz 5, 19. Etage – linke Flurseite, zur Verfügung. 

 

Bis zum Ende der Frist können Einzelgespräche geführt und etwaige Äußerungen zur Niederschrift vorge-

tragen werden. 

Bei Bedarf können unter der Telefonnummer 0208 / 455 – 6134/6106 (Frau Voß/Herr Triesch) weitere 

Termine vereinbart werden. 

 

Schriftliche Äußerungen können bis zum Ende des für die Anhörung festgelegten Zeitraumes an den Ober-

bürgermeister (Amt für Stadtplanung, Bauaufsicht und Stadtentwicklung) gerichtet werden. 

 

Hinweis: 

Der Bebauungsplan wurde im beschleunigten Verfahren ohne Durchführung einer Umweltprüfung nach § 2 

Abs. 4 BauGB aufgestellt. 

 

Nähere Einzelheiten zur Planung können ab dem 04.04.2016 auch im Internet unter www.muelheim-

ruhr.de abgerufen werden. 

 
 
          Mülheim an der Ruhr, den 21.03.2016 
           
          Der Oberbürgermeister 
 
          U l r i c h  S c h o l t e n 
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III 
 

Einladung zur Öffentlichkeitsversammlung 
 
Der Planungsausschuss hat beschlossen, die Anhörung der Öffentlichkeit im Rahmen einer Öffentlichkeits-

versammlung durchzuführen. 

 

Diese Öffentlichkeitsversammlung findet am Donnerstag, den 28.04.2016, ab 18.00 Uhr, in der Aula der 

Realschule Stadtmitte, Oberstraße 92-94 in 45468 Mülheim an der Ruhr, statt. 

 

Hierzu lade ich alle interessierten Bürgerinnen und Bürger ein. 

 

In dieser Öffentlichkeitsversammlung werden von der Verwaltung die Planungsziele erläutert, sowie Fra-

gen beantwortet und Äußerungen der Öffentlichkeit entgegen genommen. 

 

 
 Mülheim an der Ruhr, den 22.03.2016 
 
 Der Bezirksbürgermeister der Bezirksvertretung 1 
 
 A r n o l d  F e s s e n 
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B e k a n n t m a c h u n g 
 

Bebauungsplan „Mühlenfeld / Auf der Wegscheid - U 19“ 
 

vom 22.03.2016 
 
 
I 

 
Der Rat der Stadt hat in seiner Sitzung am 10.03.2016 den Bebauungsplan „Mühlenfeld / Auf der Weg-

scheid – U 19“ gemäß § 10 des Baugesetzbuches (BauGB) i.V.m. § 7 Abs. 1 der Gemeindeordnung Nord-

rhein-Westfalen als Satzung beschlossen. 

 

Nach § 10 i.V.m. § 8 Abs. 2 BauGB ist eine Genehmigung des Bebauungsplanes „Mühlenfeld / Auf der Weg-

scheid – U 19“ durch die Höhere Verwaltungsbehörde nicht erforderlich. 

 

II 

 

Das Bebauungsplangebiet liegt im Stadtteil Heißen. Es wird begrenzt durch Wohnbebauung entlang der 

Straßen Mühlenfeld, Hingbergstraße, Auf der Wegscheid und Buggenbeck. 

Der Geltungsbereich des Bebauungsplanes ist im beigefügten Übersichtsplan gekennzeichnet. 

 

III 

 

Bekanntmachungsanordnung: 

Der Beschluss des Bebauungsplanes durch den Rat der Stadt, sowie Ort und Zeit der Einsichtnahme und die 

aufgrund des Baugesetzbuches (BauGB) in der Fassung der Bekanntmachung vom 23.09.2004 (BGBl. I S. 

2414), zuletzt geändert durch Gesetz vom 20.10.2015 (BGBl. I S. 1722), und der Gemeindeordnung erfor-

derlichen Hinweise werden hiermit gemäß § 2 Abs. 4 Nr. 1 der BekanntmVO öffentlich bekannt gemacht. 

 

Mit dieser Bekanntmachung tritt der Bebauungsplan gemäß § 10 Abs. 3 BauGB in Kraft. 

 

Gleichzeitig treten die im Bereich des Bebauungsplanes entgegenstehenden Festsetzungen durch den Stra-

ßen- und Baufluchtlinienplan „Hingbergstraße“ förmlich festgestellt am 29.11.1949, dessen Aufhebung der 

Rat der Stadt am 10.03.2016 als Satzung beschlossen hat, außer Kraft. 

Gemäß § 10 Abs. 3 BauGB kann jedermann den Bebauungsplan und seine Begründung mit Umweltbericht 

sowie die zusammenfassende Erklärung gemäß § 10 Abs. 4 BauGB einsehen und über seinen Inhalt Aus-

kunft verlangen. 

Die Unterlagen liegen vom Tage dieser Bekanntmachung an beim Amt für Geodatenmanagement, Vermes-

sung, Kataster und Wohnbauförderung Mülheim an der Ruhr im Technischen Rathaus, Hans-Böckler-Platz 

5, Zimmer 01.20, während der Dienststunden zu jedermanns Einsicht bereit. 
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Hinweise: 

 

1. Auf die Vorschriften des § 44 Abs. 3 Satz 1 und 2 und Abs. 4 BauGB über die fristgerechte Geltend-

machung etwaiger Entschädigungsansprüche für Eingriffe in eine bisher zulässige Nutzung durch die-

sen Bebauungsplan und das Erlöschen von Entschädigungsansprüchen wird hingewiesen. 

 

2. Unbeachtlich werden gemäß § 215 BauGB 

 

a) eine nach § 214 Abs. 1 Satz 1 Nr. 1 bis 3 BauGB beachtliche Verletzung der dort bezeichneten 

Verfahrens- und Formvorschriften, 

b) eine unter Berücksichtigung des § 214 Abs. 2 BauGB beachtliche Verletzung der Vorschriften 

über das Verhältnis des Bebauungsplans und des Flächennutzungsplans und 

c) nach § 214 Abs. 3 Satz 2 BauGB beachtliche Mängel des Abwägungsvorgangs, 

 

wenn sie nicht innerhalb eines Jahres seit Bekanntmachung der Satzung schriftlich gegenüber der Stadt 

Mülheim an der Ruhr unter Darlegung des die Verletzung begründenden Sachverhalts geltend gemacht 

worden sind. Satz 1 gilt entsprechend, wenn Fehler nach § 214 Abs. 2 a BauGB beachtlich sind.  

 

3. Gemäß § 2 Abs. 4 Nr. 3 der BekanntmVO i.V.m. § 7 Abs. 6 GO wird darauf hingewiesen, dass eine 

Verletzung von Verfahrens- oder Formvorschriften der Gemeindeordnung für das Land Nordrhein-

Westfalen beim Zustandekommen dieser Satzung nach Ablauf eines Jahres seit dieser Bekanntma-

chung nicht mehr geltend gemacht werden kann, es sei denn  

 

a) eine vorgeschriebene Genehmigung fehlt oder ein vorgeschriebenes Anzeigeverfahren wurde 

nicht durchgeführt, 

 

b) diese Satzung ist nicht ordnungsgemäß öffentlich bekanntgemacht worden, 

 

c) der Oberbürgermeister hat den Satzungsbeschluss vorher beanstandet oder 

 

d) der Form- oder Verfahrensmangel ist gegenüber der Stadt Mülheim an der Ruhr vorher gerügt 

und dabei die verletzte Rechtsvorschrift und die Tatsache bezeichnet worden, die den Mangel 

ergibt. 

 
 
   Mülheim an der Ruhr, den 22.03.2016 
 
   Der Oberbürgermeister 
 
   U l r i c h  S c h o l t e n 
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137 
 
 
 

 
B e k a n n t m a c h u n g 

 
 Bebauungsplan „Schollenstraße - Innenstadt 35“ 

 
vom 22.03.2016 

 
 
I 

 
Der Rat der Stadt hat in seiner Sitzung am 10.03.2016 den Bebauungsplan „Schollenstraße – Innenstadt 

35“ gemäß § 10 des Baugesetzbuches (BauGB) i.V.m. § 7 Abs. 1 der Gemeindeordnung Nordrhein-

Westfalen als Satzung beschlossen. 

 

Nach § 10 i.V.m. § 8 Abs. 2 BauGB ist eine Genehmigung des Bebauungsplanes „Schollenstraße – Innen-

stadt 35“ durch die Höhere Verwaltungsbehörde nicht erforderlich. 

 

II 

 

Das Bebauungsplangebiet liegt innerhalb der Gemarkung Mülheim und ist Teil der Innenstadt Mülheim an 

der Ruhr. Es befindet sich auf der Ostseite der Ruhr und wird begrenzt von der Leineweberstraße, Friedrich-

Ebert-Straße und Schollenstraße. 

Der Geltungsbereich des Bebauungsplanes ist im beigefügten Übersichtsplan gekennzeichnet. 

 

 

III 

 

Bekanntmachungsanordnung: 

Der Beschluss des Bebauungsplanes durch den Rat der Stadt, sowie Ort und Zeit der Einsichtnahme und die 

aufgrund des Baugesetzbuches (BauGB) in der Fassung der Bekanntmachung vom 23.09.2004 (BGBl. I S. 

2414), zuletzt geändert durch Gesetz vom 20.10.2015 (BGBl. I S. 1722), und der Gemeindeordnung erfor-

derlichen Hinweise werden hiermit gemäß § 2 Abs. 4 Nr. 1 der BekanntmVO öffentlich bekannt gemacht. 

 

Mit dieser Bekanntmachung tritt der Bebauungsplan gemäß § 10 Abs. 3 BauGB in Kraft. 

 

Gleichzeitig treten die im Bereich des Bebauungsplanes entgegenstehenden Festsetzungen durch den Be-

bauungsplan „Ruhrpromenade – Innenstadt 31“ vom 25.07.2007, dessen Aufhebung der Rat der Stadt am 

10.03.2016 als Satzung beschlossen hat, außer Kraft. 

Dies gilt ebenfalls für die unselbständigen Flurstücke 98 und 127, Gemarkung Mülheim, Flur 66.  

Gemäß § 10 Abs. 3 BauGB kann jedermann den Bebauungsplan und seine Begründung mit Umweltbericht 

sowie die zusammenfassende Erklärung gemäß § 10 Abs. 4 BauGB einsehen und über seinen Inhalt Aus-

kunft verlangen. 
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Die Unterlagen liegen vom Tage dieser Bekanntmachung an beim Amt für Geodatenmanagement, Vermes-

sung, Kataster und Wohnbauförderung Mülheim an der Ruhr im Technischen Rathaus, Hans-Böckler-Platz 

5, Zimmer 01.20, während der Dienststunden zu jedermanns Einsicht bereit. 

 

 

Hinweise: 

 

1. Auf die Vorschriften des § 44 Abs. 3 Satz 1 und 2 und Abs. 4 BauGB über die fristgerechte Geltend-

machung etwaiger Entschädigungsansprüche für Eingriffe in eine bisher zulässige Nutzung durch die-

sen Bebauungsplan und das Erlöschen von Entschädigungsansprüchen wird hingewiesen. 

 

2. Unbeachtlich werden gemäß § 215 BauGB 

 

a) eine nach § 214 Abs. 1 Satz 1 Nr. 1 bis 3 BauGB beachtliche Verletzung der dort bezeichneten 

Verfahrens- und Formvorschriften, 

d) eine unter Berücksichtigung des § 214 Abs. 2 BauGB beachtliche Verletzung der Vorschriften 

über das Verhältnis des Bebauungsplans und des Flächennutzungsplans und 

e) nach § 214 Abs. 3 Satz 2 BauGB beachtliche Mängel des Abwägungsvorgangs, 

 

wenn sie nicht innerhalb eines Jahres seit Bekanntmachung der Satzung schriftlich gegenüber der Stadt 

Mülheim an der Ruhr unter Darlegung des die Verletzung begründenden Sachverhalts geltend gemacht 

worden sind. Satz 1 gilt entsprechend, wenn Fehler nach § 214 Abs. 2 a BauGB beachtlich sind.  

 

3. Gemäß § 2 Abs. 4 Nr. 3 der BekanntmVO i.V.m. § 7 Abs. 6 GO wird darauf hingewiesen, dass eine 

Verletzung von Verfahrens- oder Formvorschriften der Gemeindeordnung für das Land Nordrhein-

Westfalen beim Zustandekommen dieser Satzung nach Ablauf eines Jahres seit dieser Bekanntma-

chung nicht mehr geltend gemacht werden kann, es sei denn  

 

a) eine vorgeschriebene Genehmigung fehlt oder ein vorgeschriebenes Anzeigeverfahren wurde 

nicht durchgeführt, 

b) diese Satzung ist nicht ordnungsgemäß öffentlich bekanntgemacht worden, 

c) der Oberbürgermeister hat den Satzungsbeschluss vorher beanstandet oder 

d) der Form- oder Verfahrensmangel ist gegenüber der Stadt Mülheim an der Ruhr vorher gerügt 

und dabei die verletzte Rechtsvorschrift und die Tatsache bezeichnet worden, die den Mangel 

ergibt. 

 
   Mülheim an der Ruhr, den 22.03.2016 
 
   Der Oberbürgermeister 
 
   U l r i c h  S c h o l t e n 
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B e k a n n t m a c h u n g 
 

Aufhebung des Einleitungs- und des Auslegungsbeschlusses 

eines Bebauungsplanes 

 

 

 
vom 22.03.2016 

 
 
 

I 
 
Der Rat der Stadt hat am 10.03.2016 die Aufhebung des Einleitungsbeschlusses vom 22.06.1970 (Bebau-

ungsplanbezeichnung: „Von-Bock-Straße/Adolfstraße – V6“) und des Auslegungsbeschlusses vom 

29.04.1976 (Bebauungsplanbezeichnung: „Von-Bock-Straße/Essener Straße – V 6“) beschlossen. 

 
 

II 
 
Der räumliche Geltungsbereich des o.g. Beschlusses ist dem mitveröffentlichten Übersichtsplan zu ent-

nehmen. 
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Bekanntmachungsanordnung: 
Der vorstehende Beschluss wird hiermit gemäß § 2 Abs. 1 Satz 2 und § 1 Abs. 8 des Baugesetzbuches in 

der Fassung der Bekanntmachung vom 23.09.2004 (BGBl. I S. 2414), zuletzt geändert durch Gesetz vom 

20.10.2015 (BGBl. I S. 1722), in Verbindung mit § 52 Abs. 2 und 3 der Gemeindeordnung für das Land 

Nordrhein-Westfalen in der Fassung der Bekanntmachung vom 14.07.1994 (GV. NRW. S. 666), zuletzt 

geändert durch Gesetz vom 25.06.2015 (GV. NRW. 2015 S. 496) und § 2 Abs. 4 Nr. 1 der Bekanntma-

chungsverordnung (BekanntmVO), öffentlich bekanntgemacht. 

 

Gemäß § 2 Abs. 4 Nr. 3 der BekanntmVO i.V.m. § 7 Abs. 6 GO wird darauf hingewiesen, dass eine Verlet-

zung von Verfahrens- oder Formvorschriften der Gemeindeordnung für das Land Nordrhein-Westfalen 

(GO) beim Zustandekommen dieses Beschlusses nach Ablauf eines Jahres nicht mehr geltend gemacht 

werden kann, es sei denn 

 

a) eine vorgeschriebene Genehmigung fehlt oder ein vorgeschriebenes Anzeigeverfahren wurde nicht 

durchgeführt, 

 

b) dieser Beschluss ist nicht ordnungsgemäß öffentlich bekanntgemacht worden, 

 

c) der Oberbürgermeister hat den Beschluss des Rates vorher beanstandet oder 

 

d)  der Form- oder Verfahrensmangel ist gegenüber der Stadt Mülheim an der Ruhr vorher gerügt und 

dabei die verletzte Rechtsvorschrift und die Tatsache bezeichnet worden, die den Mangel ergibt. 

 

 

  Mülheim an der Ruhr, den 22.03.2016 

  Der Oberbürgermeister 

 U l r i c h  S c h o l t e n 
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B e k a n n t m a c h u n g 

 

Änderung des Bebauungsplanes „Kölner Straße/Fahrkamp – I 16“ 

(Verfahrensbezeichnung: I 16/I) 

 

vom 22.03.2016 

 

 

I 

 

Der Rat der Stadt hat in seiner Sitzung am 10.03.2016 die Änderung des Bebauungsplanes „Kölner Stra-

ße/Fahrkamp – I 16“ (Verfahrensbezeichnung: I 16/I) gemäß § 10 des Baugesetzbuches (BauGB) i.V.m. § 

7 Abs. 1 der Gemeindeordnung Nordrhein-Westfalen als Satzung beschlossen. 

 

Nach § 10 i.V.m. § 8 Abs. 2 BauGB ist eine Genehmigung der Änderung des Bebauungsplanes „Kölner 

Straße/Fahrkamp – I 16“ durch die Höhere Verwaltungsbehörde nicht erforderlich. 

 

 

II 

 

Das Bebauungsplangebiet liegt innerhalb der Gemarkung Saarn an der Kölner Straße.  

Der Geltungsbereich der Änderung des Bebauungsplanes ist aus dem beigefügten Übersichtsplan ersicht-

lich. 
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III 

 

Bekanntmachungsanordnung: 

Der Beschluss der Änderung des Bebauungsplanes durch den Rat der Stadt, sowie Ort und Zeit der Ein-

sichtnahme und die aufgrund des Baugesetzbuches (BauGB) in der Fassung der Bekanntmachung vom 

23.09.2004 (BGBl. I S. 2414), zuletzt geändert durch Gesetz vom 20.10.2015 (BGBl. I S. 1722), und der 

Gemeindeordnung erforderlichen Hinweise werden hiermit gemäß § 2 Abs. 4 Nr. 1 der BekanntmVO öffent-

lich bekannt gemacht. 

 

Mit dieser Bekanntmachung tritt die Änderung des Bebauungsplanes gemäß § 10 Abs. 3 BauGB in Kraft. 

 

Gemäß § 10 Abs. 3 BauGB kann jedermann die Änderung des Bebauungsplanes und seine Begründung ein-

sehen und über seinen Inhalt Auskunft verlangen. 

 

Die Unterlagen liegen vom Tage dieser Bekanntmachung an beim Amt für Geodatenmanagement, Vermes-

sung, Kataster und Wohnbauförderung Mülheim an der Ruhr im Technischen Rathaus, Hans-Böckler-Platz 

5, Zimmer 01.20, während der Dienststunden zu jedermanns Einsicht bereit. 

 

 

Hinweise: 

 

1. Auf die Vorschriften des § 44 Abs. 3 Satz 1 und 2 und Abs. 4 BauGB über die fristgerechte Geltend-

machung etwaiger Entschädigungsansprüche für Eingriffe in eine bisher zulässige Nutzung durch die 

Änderung dieses Bebauungsplanes und das Erlöschen von Entschädigungsansprüchen wird hingewie-

sen. 

 

2. Unbeachtlich werden gemäß § 215 BauGB 

 

a) eine nach § 214 Abs. 1 Satz 1 Nr. 1 bis 3 BauGB beachtliche Verletzung der dort bezeichneten 

Verfahrens- und Formvorschriften, 

 

f) eine unter Berücksichtigung des § 214 Abs. 2 BauGB beachtliche Verletzung der Vorschriften 

über das Verhältnis der Änderung des Bebauungsplanes und des Flächennutzungsplans und 

 

g) nach § 214 Abs. 3 Satz 2 BauGB beachtliche Mängel des Abwägungsvorgangs, 

 

wenn sie nicht innerhalb eines Jahres seit Bekanntmachung der Satzung schriftlich gegenüber der Stadt 

Mülheim an der Ruhr unter Darlegung des die Verletzung begründenden Sachverhalts geltend gemacht 

worden sind. Satz 1 gilt entsprechend, wenn Fehler nach § 214 Abs. 2 a BauGB beachtlich sind.  
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3. Gemäß § 2 Abs. 4 Nr. 3 der BekanntmVO i.V.m. § 7 Abs. 6 GO wird darauf hingewiesen, dass eine 

Verletzung von Verfahrens- oder Formvorschriften der Gemeindeordnung für das Land Nordrhein-

Westfalen beim Zustandekommen dieser Satzung nach Ablauf eines Jahres seit dieser Bekanntma-

chung nicht mehr geltend gemacht werden kann, es sei denn  

 

a) eine vorgeschriebene Genehmigung fehlt oder ein vorgeschriebenes Anzeigeverfahren wurde 

nicht durchgeführt, 

 

b) diese Satzung ist nicht ordnungsgemäß öffentlich bekanntgemacht worden, 

 

c) der Oberbürgermeister hat den Satzungsbeschluss vorher beanstandet oder 

 

d) der Form- oder Verfahrensmangel ist gegenüber der Stadt Mülheim an der Ruhr vorher gerügt 

und dabei die verletzte Rechtsvorschrift und die Tatsache bezeichnet worden, die den Mangel 

ergibt. 

 
 
   Mülheim an der Ruhr, den 22.03.2016 
 
   Der Oberbürgermeister 
 
   U l r i c h  S c h o l t e n 
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